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Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

am 28. August habe ich eine Anfrage für die
Ratssitzung am 20.09.2012 gestellt und die
Stadtwerke Bielefeld um die Beantwortung
der Frage gebeten: „Inwieweit waren und
sind die Stadtwerke Bielefeld bereit, die sin-
kenden Strompreise an der Strombörse nicht
nur an Großkunden, sondern auch an die pri-
vaten Haushalte weiterzugeben?“

Laut einer Studie der Grünen "zocken"  die
Stromerzeuger bei den Preisen die kleinen
Verbraucher ab. Aufgrund der Investitionen
in Erneuerbare Energien sind die Preise für
den Einkauf von Strom in den vergangenen
Jahren deutlich gefallen. Doch die Energie-
versorger geben den Preisverfall an der
Strombörse nicht an ihre Privatkunden wei-
ter. Private Haushalte zahlen für Strom mitt-
lerweile 20 Prozent mehr als noch vor fünf
Jahren! Ganz anders ist es bei Großverbrau-
chern, wie Unternehmen. Diese zahlen mitt-
lerweile deutlich weniger als zuvor.

Was mich ärgert ist, dass die überhöhten
Strompreise für private Haushalte den Bürge-
rinnen und Bürgern suggerieren, dass die Er-
neuerbaren Energien die Preistreiber beim
Strom sind. Das Gegenteil ist richtig!

Als Reaktion auf die "sterbenden
Hauptschulen"  wollen die Bielefelder
Ratsfraktionen frühestens zum Som-
mer 2014 mindestens eine Sekundar-
schule in Bielefeld gründen, und
zwar aus der Zusammenlegung  ei-
ner Real- und Hauptschule. Die dafür
notwendige Elternbefragung ver-
schob die Arbeitsgruppe Schulent-
wicklungsplanung auf Februar 2013.
Der weitere Entscheidungsprozess
ist allerdings von den Ergebnissen
der Elternbefragung abhängig. 

Aktuell stehen vier Bielefelder Haupt-
schulen vor dem "Aus" . Die Haupt-
schulen Oldentrup und Senne, die
Marktschule in Brackwede und die
Lutherschule sollen im nächsten
Jahr keine Anmeldeverfahren mehr
durchführen, was vom Schulaus-
schuss nur noch als Formsache be-
stätigt werden muss! 

Von den ursprünglich neun Standor-
ten sollen in der Bielefelder Haupt-
schullandschaft vorerst fünf erhalten
bleiben, und zwar die Hauptschule
Jöllenbeck, die Brodhagenschule,
die Baumheideschule, die Haupt-
schule Heepen und die Johannes–
Rau–Schule in Sennestadt, wobei
auch in diesen Schulen die Schüler-
zahl abnimmt. 

Die schrittweise Umwandlung der
Hauptschulen in Sekundarschulen
sieht BÜRGERNÄHE als „Etiketten-
schwindel“! 

Denn die Notwendigkeit, weitere Re-
alschulen und die Gymnasien in eine
zukunftsfähige Neuordnung der Bie-
lefelder Schullandschaft einzubezie-
hen, wird von den etablierten Partei-
en im Bielefelder Stadtrat nicht ein-
mal angedacht!

So würden die neuen Sekundarschu-
len von den Eltern zu Recht als „Auf-
fangbecken“ für Schüler auslaufen-
der Hauptschulen angesehen wer-
den. Deshalb sind diese für Bielefeld
keine zukunftsfähige Perspektive, da

sie die Bildungschancen der Schüle-
rinnen und Schüler nicht wirklich ver-
bessern. 

Was wir brauchen, sind wohnortnahe
Schulangebote mit einer gymnasialen
Oberstufe! 

Der überwiegende Teil der Eltern
wünscht sich mehr Ganztagsschulen
mit mehr Förderung und Betreuung. 

Deshalb fordert BÜRGERNÄHE die
Gründung mindestens
einer fünften Gesamt-
schule!

Die seit Jahren hohen
Anmeldezahlen an den
bestehenden Gesamt-
schulen bestätigen
auch den Elternwillen
dafür.

Der kommunale Lernre-
port der Stadt Bielefeld
fordert von der Politik,
in allen Stadtteilen für
jedes Kind, die optima-
le Förderung zu bieten!

Wir stellen die derzeitige Konzentrati-
on der Gymnasien im Zentrum der St-
adt in Frage und fordern deren Einbe-
ziehung in die aktuelle Schulentwick-
lungsplanung. 

Ein längeres gemeinsames Lernen in
integrativen Schulen, die alle Ab-
schlüsse bieten, verbessert die  Start-
chancen in das Berufsleben und die
gesellschaftspolitische Teilhabe aller
Bürgerinnen und Bürger unserer S
Stadt! 

Für die Gründung von
neuen Gesamtschulen Die Erneuerbaren Energien mit einem derzei-

tigen Anteil von rund 25 Prozent haben zu
sinkenden Strompreisen an der Strombörse
geführt!

Derzeitig wird der Atomstrom auf dem Strom-
markt im Konkurrenzkampf um Großkunden
„verramscht“! Dadurch wird versucht, die
notwendige Energiewende bei den Verbrau-
chern in Misskredit zu bringen!

Leider ist die Geschäftsführung der Stadtwer-
ke Bielefeld nicht bereit, meine Anfrage zu
beantworten! Gemäß § 10 Abs. 6.1 des Ge-
sellschaftsvertrages der Stadtwerke Bielefeld
GmbH liege die Festsetzung und Änderung
von Tarifen und Preisen in der Verantwor-
tung des Aufsichtsrates. Preis-/Tarifanpas-
sungen würden somit im Aufsichtsrat erör-
tert. In diesem Gremium sind auch die Vertre-
terinnen und Vertreter der Ratsparteien CDU,
SPD, GRÜNE, FDP und Linke abstimmungs-
berechtigt!

Für mich ist die Nichtbeantwortung der An-
frage völlig unbefriedigend und das Gegen-
teil von Transparenz, denn der Aufsichtsrat
der Stadtwerke Bielefeld ist den Bielefelder
Bürgerinnen und Bürgern verpflichtet! 

Er hat für eine ökologische,  sozial-
verträgliche, transparente und ehrli-
che Preisgestaltung bei den Stadt-
werken Bielefeld zu sorgen! Der
Aufsichtsrat der Stadtwerke ist auf-
gefordert zu verhindern, dass die
notwendigen Investitionen für die
Energiewende bei den Bürgerinnen
und Bürgern in Misskredit gebracht
werden! 

Mit freundlichen Grüßen 

Martin Schmelz,

Ratsgruppe BÜRGERNÄHE

Gerechte Strompreise für die Bielefelder
Bürgerinnen und Bürger!

Die Debatte um soziale Gerechtig-

keit in Deutschland geht weiter

und wird von BÜRGERNÄHE

unterstützt. In Zeiten von Eurokri-

se und Rettungsschirmen sollen

Reiche stärker zur Kasse gebeten

werden. 

Auch BÜRGERNÄHE setzt sich

für mehr Verteilungsgerechtigkeit

in unserer Gesellschaft ein und

begrüßt die bundesweite Initiative

„UmFairteilen“. 

Die vermögensstarken zehn
Prozent der Haushalte verfügen
über 53 Prozent des gesamten
Reichtums in der Bundesrepu-
blik Deutschland! 

Unter dem Motto „UmFairteilen –

Reichtum besteuern“ demonstrie-

ren Tausende für eine gerechtere

Verteilung von Vermögen. Höhere

Belastungen für Wohlhabende for-

dern sogar Bürgerinnen und Bür-

ger, die selbst von höheren Abga-

ben betroffen wären!

Zu den zentralen Forderungen
der Initiativen gehören: eine
dauerhafte Vermögenssteuer,
eine einmalige Vermögensabga-
be und die wirksame Bekämp-
fung der Steuerflucht.

Von 2007 bis 2012 hat sich das

Gesamtvermögen der deutschen

Haushalte, trotz Finanzkrise, um

weitere 1,4 Billionen Euro erhöht.

Die Steuerzahler müssen die Ret-

tungsschirme bezahlen und si-

chern damit das Vermögen der

Reichen. 

Auch BÜRGERNÄHE  meint, es

ist an der Zeit, dass diejenigen, die

davon profitieren, endlich auch ih-

ren Beitrag leisten. 

Wer gilt in Deutschland als arm?

Die „Armutsgefährdungsschwell-

e“ liegt nach letzten verfügbaren

Zahlen des Statistischen Bundes-

amtes für 2009 bei 940 Euro im

Monat. Wir nehmen es nicht hin,

dass inzwischen über 6 Millionen

Menschen in Deutschland unter

dieser Armutsgrenze leben, und

zwar mit steigender Tendenz.

(Quelle: Paritätischer Wohlfahrts-

verband). Dadurch werden immer

mehr Menschen vom Wohlstand

abgehängt, während eine kleine

Gruppe mehr und mehr Kapital

anhäuft.

Reiche und Superreiche müssen
sich an den Kosten der Finanz-
krise und des Sozialstaates be-
teiligen, um den sozialen Frie-
den in unserem Land zu bewah-
ren!

Das Bielefelder Bündnis besteht

aus einer breiten, unabhängigen

und überparteilichen Basis. Wir

rufen alle auf, dieses  Bündnis tat-

kräftig zu unterstützen!

http://umfairteilen.de/start/staedte/

bielefeld/

„UmFairteilen“ ist angesagt – auch 

BÜRGERNÄHE fordert mehr Gerechtigkeit!
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Martin Schmelz, Ratsmitglied
für BÜRGERNÄHE, bedauert,
dass der Bielefelder Stadtrat
im September mehrheitlich
den Dringlichkeitsantrag der
Linken gegen den Transport
von MOX-Brennelementen
aus Sellafield nach Grohnde
nicht auf die Tagesordnung
genommen und somit unter-
stützt hat!

Der geplante Transport von
plutoniumhaltigen Mischoxid-
Brennelementen von Norden-
ham zum Atomkraftwerk
Grohnde sollte auch bei uns
alle Alarmglocken schrillen
lassen. In Nordenham tagte
dazu sogar eine Sondersit-
zung von Stadtrat und Kreis-
tag. Kreis und Stadt verab-
schiedeten mehrheitlich eine

Resolution gegen den Trans-
port ins AKW Grohnde. Der
Bund, das Land Niedersach-
sen und das Bundesamt für
Strahlenschutz sollten des-
halb in ihrer Funktion als
Atomaufsicht die Genehmi-
gung für den Umschlag von
MOX-Brennelementen über
den Hafen von Nordenham zu-
rücknehmen. 

Die 16 Mischoxid-Brennele-
mente stammen aus der Wie-
deraufbereitungsanlage in
Sellafield (Großbritannien).
Sie sind besonders gefähr-
lich, weil sie außer Uran auch
bis zu 3,5 Prozent hochgifti-
ges Plutonium enthalten. Ge-
ringste Milligramm-Mengen
Plutonium, die inhaliert wer-
den, sind tödlich, sollten sie
bei einem Unfall freigesetzt
werden.

Der Transporttermin und die
Strecke werden bis zuletzt ge-
heim gehalten. Mit einem
nächsten Transport wird noch
im November gerechnet.

„Als Mitbesitzer des AKW-
Grohnde ist Bielefeld mit-
verantwortlich, wenn hochge-
fährliches, atomwaffenfähiges
Plutonium wider besseres
Wissen durch die Gegend ge-
fahren wird! Die Stadt Biele-
feld muss sich gegen den

MOX-Transport aussprechen
und die Absage fordern!"
meint Ratsmitglied Martin
Schmelz. 

Es war schon ein Skandal,
dass auch aus Grohnde Atom-
müll nach Sellafield exportiert
wurde. Denn solange es kein
Lager für den Atommüll gibt,
sind solche Transporte völlig
unsinnig. Die aufbereiteten
Elemente in den Grohnder Re-
aktor zu stecken ist unverant-
wortlich, denn sie kommen
aus einer skandaträchtigen,
experimentellen Anlage, deren
Betreiber aktenkundig Sicher-
heitsberichte für Brennele-
mente gefälscht haben.

Zu kritisieren ist darüber hi-
naus, dass die Bevölkerung
nicht über geplante Transpor-
te informiert wird. Dabei ist
möglicherweise auch die Stadt
Bielefeld im Falle einer Kata-
strophe betroffen und verant-
wortlich für das Leben und die
Gesundheit ihrer Bürgerinnen
und Bürger. So kann sich aber
niemand auf einen Unfall vor-
bereiten. 

Wir fordern von der Landesre-
gierung, den Transport von
MOX-Elementen zumindest
solange zu verbieten, bis eine
sichere Endlagerung gewähr-
leistet ist! 

Deshalb hat BÜRGERNÄHE
die im Rat der Stadt Bielefeld
zur Abstimmung gestellte Re-
solution unterstützt, in der
das Bundesumweltministeri-
um, das Bundesamt für Strah-
lenschutz und die Landesre-
gierung Niedersachsen aufge-
fordert werden, die Genehmi-
gung für den Umschlag der
Brennelemente im Nordenha-
mer Midgard Hafen zu wider-
rufen.

Diese zeitnahe Chance für un-
sere Sicherheit darf nicht ver-
tan werden!

MOX-Transporte stoppen!

An vielen Schulen in Bielefeld
herrscht morgens Hochbetrieb. 

Eltern bringen ihre Kinder mit
dem Auto zur Schule, rangieren
und parken in Halteverbotszo-
nen, die doch gerade für die Si-
cherheit der Schulkinder einge-
richtet wurden.

Jeden Morgen ergeben sich ge-
fährliche Situationen. Zudem
fehlt es vielen Kindern an Be-
wegung.

BÜRGERNÄHE begrüßt des-
halb die Teilnahme der Stadt
Bielefeld an dem Verkehrspro-
jekt STARS, das im Verbund
mit anderen teilnehmenden
Städten Projekte entwickeln soll,
um schulpflichtigen Kindern und
Jugendlichen stärker als bisher das

Fahrradfahren nä-
her zu bringen. 

Neben der Redu-
zierung des Hol-
und Bringver-
kehrs vor der
Schule ist es da-
bei vor allem das
Ziel, die Schüler
zu motivieren,
stärker auf um-
weltfreundliche
Fortbewegungs-

mittel umzusteigen. So können
frühzeitig Verkehrsregeln erlernt
und Bewegungsdefizite ausgegli-
chen werden. 

Ein gelungenes Beispiel in Aa-
chen ist zum Beispiel die Einrich-
tung von Elternhaltestellen. 

Dabei sollen die Eltern in einiger
Entfernung zur Schule einen eigens
eingerichteten Haltestreifen anfah-
ren, um die Kinder dort sicher aus-
steigen zu lassen, ohne gleichzeitig
andere Kinder zu gefährden. Von
da aus können die Schülerinnen
und Schüler dann einen Fußweg
von 5-10 Minuten zusammen mit
anderen bis zur Schule zu Fuß zu-
rücklegen. Die direkte Schulumge-
bung bleibt so von allzu dichtem
Verkehrsgedränge verschont, und
den Kindern wird die Möglichkeit
geboten, morgendliche Bewegung
in frischer Luft zu genießen. 

Schwierigkeiten bei der Einrich-
tung der (nicht StVO-konformen)
Haltestellen in Aachen waren die
mangelnde Akzeptanz der parken-
den Nachbarschaft sowie einiger
Eltern.

Trotzdem finden wir, sind Eltern-
haltestellen ein guter Ansatz, den
man im Rahmen der STARS-
Projekte auch in Bielefeld mitver-
folgen sollte!

Gute Ideen: Mehr Rad fahren und
Elternhaltestellen an Bielefelder
Schulen einrichten

 Helmholtzgymnasium, 8.00 Uhr

 Ratsgymnasium, 7.50 Uhr

Die Ratsgruppe BÜRGERNÄHE
begrüßt, dass das Amt für Ver-
kehr die Gestaltung der Osning-
straße und der Kreuzung in Sie-
ker überdenken will. Die Kreu-
zung Osning-/Otto-Brenner-/Det-
molder Straße ist völlig aus der
Zeit. So maßstabslos würde man
heute keine Straße mehr bauen.

Die Absicht, Radfahrstreifen mit
einer Breite von 2 m anzulegen,
ist erst mal gut. Die Kreuzung
Osning-/Otto-Brenner-/Detmolder
Straße ist mit derzeit 7 Fahrspu-
ren für den Autoverkehr jedoch
so drastisch überdimensioniert,
dass man mit ausschließlich

neuen Markierungen, ohne einen
Rückbau, kaum etwas verbes-
sern kann. Die Wege für Fußgän-
ger,  davon zahlreiche Schulkin-
der und Radfahrer, die man über
diese große Kreuzung schickt,
sind einfach zu lang.

Würde man jedoch den Radver-
kehr auf neuen Radstreifen um
die Kreuzung herumführen, an-
statt dass die Radfahrer weiter-
hin von der Osningstraße kom-
mend direkt links in Detmolder
abbiegen können, würde die
Radverkehrsführung durch die
aktuellen Planungsvorschläge
der Verwaltung aus unserer

Kreisverkehr für die Detmolder Straße
an der Sieker Kreuzung!
Keine "Verschlimmbesserung"
für den Radverkehr!

Sicht nur "verschlimmbessert
werden" . Hier ist der städtische
Radverkehrsbeauftragte in der
Pflicht, einer solchen Benachtei-
ligung des Radverkehrs entge-
genzuwirken. Mit Tempo 30 im
Bereich der Kreuzung würde
man der Gefährdung des Rad-
verkehrs effektiv entgegenwir-
ken sowie gleichzeitig die Lärm-
und Abgasbelastung an dieser
Kreuzung reduzieren.

Das Konzept der Landesregie-
rung NRW zur Förderung der
Nahmobilität 2.0 empfiehlt, den
Straßenraum von den Rändern
zur Mitte hin zu planen, und zwar

im Verhältnis 30% Seitenraum, 40%
Fahrbahn, 30% Seitenraum. Bei der
Otto-Brenner-Straße sind es derzeit
im Gegensatz dazu jeweils ca. 10%
Seitenraum auf beiden Seiten vor-
nehmlich für den Fußverkehr und
80% Fahrbahnen vornehmlich  für
den Autoverkehr.

Die Kreuzung hat als Eingangstor in
die Stadt eine hohe Signalwirkung.

Für eine Neugestaltung sollten die
Bielefelder Straßenplaner interdis-
ziplinär arbeiten und zumindest ei-
nen Stadtplaner mit zu Rate ziehen.
Dieser könnte z.B. vorschlagen,
zwei Fahrstreifen in eine breite Mit-

telinsel und die Kreuzung in einen
Kreisverkehr umzuwandeln.

Der Lipper Hellweg ist durch den
überbreiten Ausbau zu einem
Bypass für die Detmolder Straße ge-
worden. Das ist gegen die straßen-
bauliche Vernunft, die Verkehre auf
der Detmolder Straße bündeln zu
wollen. Wegen der unangemessenen
Verkehrsbelastung auf dem Lipper
Hellweg gibt es dort seit Jahren An-
wohnerproteste. 

Jetzt ist die Möglichkeit gegeben,
auch dort den Querschnitt zu veren-
gen und dadurch den Verkehr auf die
Detmolder Straße zu verlagern.
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Bei der Entwicklung des Gewerbegebiets
„Erdbeerfeld“ in Oldentrup soll nach Ansicht
unseres Ratsmitglieds Martin Schmelz weiter-
hin an den Zielen von Cradle-to-Cradle
(siehe Grafik) festgehalten werden. 

Die Entscheidung, fruchtbares Acker-
land in ein Gewerbegebiet umzuwan-
deln, war damals schon fragwürdig ge-
nug. Die jetzige Aufweichung des Haupt-
ausschussbeschlusses vom 21. 07. 11,
in dem das Gewerbegebiet nach den
C2C-Kriterien geplant werden sollte, ma-
chen wir nicht mit!

Die Verwaltung begründet die jetzige Ab-
kehr von ihrem früheren Beschlussvor-
schlag dadurch, dass zurzeit in Europa
noch kein Gewerbegebiet, welches zu-
mindest in Ansätzen die C2C-Kriterien
erfüllen würde. Die C2C-Philosophie fän-
de sich zwar bereits bei wenigen Pro-
dukten und Gebäuden wieder, spiele
aber bei Gewerbeflächen noch keine
Rolle. Wusste die Verwaltung dies nicht
bereits 2011 bei der Beschlussfassung?
 
Den jetzigen Argumenten der Verwaltung
müssen wir entschieden widersprechen.
Denn das "Cradle-to-Cradle"-Prinzip ist

schon längst praktizierte Realität. Heute
sind bereits mehr als 600 nach  diesem
Prinzip hergestellte Produkte auf dem

Markt, darunter etliche deutsche Innovatio-
nen. 

Die niederländische Region Venlo richtet
derzeitig ihre zukünftige Entwicklung nach
den Leitlinien des „Cradle-to-Cradle“-Kon-
zepts aus. Deshalb sollte Bielefeld von
dem Wissen und den Erfahrungen der Hol-
länder profitieren und an dem Hauptaus-
schussbeschluss von 2011 festhalten!“

Die Region Venlo legt den Fokus auf die
Entwicklung des Gewerbegebiets Green-
port Venlo. Hier entsteht ein Agrarlogistik-
zentrum. Beteiligt sind fünf Greenports in
den Niederlanden und zugleich die an-
grenzende Region Niederrhein. 
 
Zumindest einige „Cradle-to-Cradle“ Ziele
können schon heute in dem neuen Gewer-
begebiet „Erdbeerfeld“ umgesetzt werden. 

Dazu gehört beispielsweise, dass die
Gesamtabfälle aller Unternehmen vor
Ort reduziert werden und als Material
für andere Prozesse eingesetzt wer-
den. So kann der Abfall des einen Be-
triebs der Rohstoff des anderen sein.
Die Abwässer sollten so gereinigt
werden, dass sie für die Bewässe-
rung von Feldern und Gewächshäu-
sern, für Industrieprozesse und das
Heizen und Kühlen von Gebäuden ge-
nutzt werden können. Auch bei der
Energieerzeugung sollte die Nutzung
von nachhaltigen Quellen wie Wind,
Sonne, Geothermie und Biomasse
bereits bei der Entwicklung des Ge-
werbegebiets festgeschrieben wer-
den. 
 
Indem es sich zu einem nachhaltigen
Gewerbegebiet entwickelt, könnte
das heutige "Erdbeerfeld" zumindest
teilweise auch zukünftig seinem Na-
men gerecht werden!
 

„Erdbeerfeld“: Entwicklung des neuen
Gewerbegebiets am Prinzip "Cradle-to-
Cradle" orientieren!

Binnendünen gelten in Nordrhein-West-
falen als extrem bedroht. Auch die au-
ßerhalb der Kernbereiche der Binnen-
dünen liegenden Flugsandflächen sind
aus artenschutzrechtlicher Betrachtung
unbedingt schützens– und erhaltens-
wert

Eine Anfrage der Ratsgruppe BÜR-
GERNÄHE im Umwelt- und Klimaaus-
schuss hat das Umweltamt nun akti-
viert, nach Möglichkeiten zu suchen,
wie man die Bielefelder Dünen am ef-
fektivsten schützen und zugleich den
interessierten Besuchern zugänglich
machen kann.

BÜRGERNÄHE tritt dafür ein, dass
die Bielefelder Dünen zunächst ins-
gesamt erfasst und kartiert werden.
Obwohl die Verwaltung seit Jahren
mit den Dünen befasst ist und sich
der Bielefelder Naturwissenschaftli-
che Verein intensiv engagiert, fehlt es
bisher an den dafür notwendigen fi-
nanziellen Mitteln, diese Grundlagen-
arbeit zu erledigen. Eine Erfassung
und Kartierung ist jedoch erforder-
lich, um die wertvollen Dünen in den
bestehenden und zukünftigen Bebau-
ungsplänen als Flächen auszuwei-
sen, die von Bebauung und intensi-
ver Nutzung freigehalten werden
müssen.

Dass für den Schutz der Dünen Hand-
lungsbedarf besteht, zeigen die un-
terschiedlichen Betrachtungsweisen

der Verantwortlichen. Die Verwaltung
stellt für die Dünen im baulichen In-
nenbereich fest, dass diese in der
Regel überformt oder bereits ganz
beseitigt worden sind und somit eine
Unterschutzstellung nicht mehr be-
gründbar sei. 

Als Ausnahme sei der Erhalt der
Düne am Keilerweg über die Festset-
zung als öffentliche Grünfläche im
Bebauungsplan gesichert. Dem ent-
gegnet  Ralf Fehring von der " Initiati-
ve Schutz der Sennedünen" : „Durch
die Planung eines Kinderspielplatzes

auf der Keilerdüne würde
sowohl die Morphologie
als auch die Fauna der
Düne deutlich geschä-
digt werden. Sie ist aus
diesem Grund unbedingt
abzulehnen" . 

Die Festsetzung als öf-
fentliche Grünfläche ist
nicht ausreichend. Auch
in  Senne liegen einige
sehr hohe und schöne
Dünen, die aufgrund der
Morphologie unbedingt
schützenswert sind. Zu
nennen sind die Dünen
im Randbereich des Ten-

nisplatzes und die Düne südwestlich
des Schulzentrums Senne. Für die
Dünen, die innerhalb von noch nicht
realisierten Bauflächen im Flächen-
nutzungplan liegen, sind diese  in je-
dem Einzelfall im Rahmen der Auf-
stellung der Bebauungspläne zu
schützen.

Neben der ökologischen Bedeutung
haben die Dünen aber auch eine gro-
ße kulturhistorische Bedeutung. Die-
se den interessierten Besucherinnen
und Besuchern vor Ort zugänglich
zu machen, könnte durch die Einbin-
dung in das Bielefelder Projekt
"Stadt-Park-Landschaft"  erfolgen.
Dabei können die Sennedünen eine
wertvolle Erweiterung des Stadt-
grüns und seine Erlebnis- und Nut-
zungsvielfalt im Sinne des Projekts
darstellen.

Bielefelder Binnendünen schützen!

BÜRGERNÄHE kritisiert die im
Stadtentwicklungsausschuss be-
schlossene Markierung von beid-
seitigen Schutzstreifen für den
Radverkehr in der Braker Straße
zwischen Wefelshof und Helgo-
landstraße. 

Denn Schutzstreifen für den
Radverkehr von nur 1,5 m
Breite sind eindeutig zu
schmal! 

Als fahrradfreundliche Stadt
brauchen wir noch vielfältige
Verbesserungen der Radfahrbe-
dingungen auf den Bielefelder
Straßen. 

Radfahrer müssen von Auto-
fahrern wie ihresgleichen be-
handelt werden!

Unterstützung für unsere Kritik
findet sich im aktuellen Akti-
onsplan der Landesregierung
NRW zur Förderung der Nahmo-
bilität. Darin werden als wesentli-
che Defizite und Schwachpunkte
der klassischen Radverkehrsinfra-
struktur die nicht adäquate Di-
mensionierung angeführt. Die
meisten Radwege berücksichti-
gen nicht die Sicherheitsbedürf-
nisse von Radfahrern! 

Der Sachverständigenrat für
Umweltfragen der Bundesre-
gierung schlägt für Radver-
kehrsanlagen eine Mindestbrei-
te von 2,5 bis 3 m vor!

In den Verkehrsplanungs-Emp-
fehlungen wird die effektiv benö-
tigte „Fahrbreite“ eines Radfah-
rers mit 0,8 bis 1 Meter angege-
ben, da zur Lenkerbreite unver-
meidliche Pendelbewegungen

hinzukommen. Auch zum Bord-
stein hin brauchen Radfahrer ei-
nen Sicherheitsbereich von 0,8
bis 1 m, zu parkenden Autos so-
gar 1,5 Metern.
Stößt ein Radfahrer gegen eine
sich öffnende Autotür, kann ihm
eine Mitschuld zugesprochen
werden. 

Der überholende Autofahrer
muss innerorts 1,5 Meter Ab-
stand zum Radfahrer einhalten. 

Somit benötigt ein Radfahrer
zu seiner Sicherheit, ähnlich
wie ein PKW, einen Straßen-
raum von rund 3,1 Metern! 

Zu schmale Radwege und
Schutzstreifen verleiten Radfah-
rer dazu, zu weit rechts zu fah-
ren und Autofahrer dazu, die-
Radfahrer mit zu geringem Ab-
stand zu überholen! Dadurch
entsteht eine objektive Gefah-
renlage, die das Sicherheitsge-
fühl von Radfahrern stark beein-
trächtigt. Die Fahrbahnbreiten
auf innerörtlichen Hauptver-

kehrsstraßen betragen 2,75 bis
3,75 Meter. Selbst im extrems-
ten Fall („schmaler“ Radler/
breiter Fahrstreifen) ist es of-
fensichtlich, dass bereits heut-
zutage ein Überholen von
Radfahrern durch ein Auto in-
nerhalb eines Fahrstreifens zu
einer Gefährdung führt, da
Radler plus Sicherheitsabstand
dessen gesamte Breite benöti-
gen! Das heißt: Radfahrer
müssen von Autofahrern auf
der Gegen- oder Überholspur
überholt werden. 

Der Sachverständigenrat für
Umweltfragen der Bundes-
regierung schlägt als stadt-
verträgliche Geschwindig-
keit auf allen Innerortsstra-
ßen höchstens 30 km/h vor.
Damit würde die Notwendig-
keit der Anlage von inner-
städtischen Radwegen gänz-
lich entfallen. 

Martin Schmelz 
Mitglied im 
Stadtentwicklungsausschuss 

Zu schmale Schutzstreifen für den Rad-
verkehr sind gefährlich! 
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Nicht nur in den Bielefelder Grün-
anlagen breitet sich eine Pflanze
aus, die erst im letzten Jahrhun-
dert Europa erreicht hat: deutlich
sichtbar hat sich das „Indische
Springkraut“ in den Bielefelder
Gewässerbereichen stark ver-
mehrt. Insbesondere nach Rodun-
gen an den Uferböschungen ver-
breitet sich die Pflanze schnell,
beispielsweise im Bereich des Jo-
hannisbachs in Schildesche. 

Die leicht giftige, einjährige Pflan-
ze mit ihren rosafarbenen Blüten
wird sehr hoch (bis ca. 3m) und
verhindert so das Wachstum an-
derer standortgerechter Arten. Sehr ne-
gativ kann sich die Verbreitung insofern
auswirken, als das Springkraut keine
nennenswerten Wurzeln schlägt und so-
mit einer Uferbefestigung durch Wurzel-
werk entgegenwirkt. Weitere Erosion und
Ausschwemmungen können die Folgen
sein. Gerade die kostenintensive Ausbag-
gerung des Obersees hat gezeigt, dass
einer fortgesetzten Verschlammung der
Bielefelder Seen und Teiche vorgebeugt
werden muss.

Am besten ließe sich die Vermehrung der

BÜRGERNÄHE: Bessere Pflege der
Bielefelder Grünanlagen dringend
erforderlich!

Pflanze durch rechtzeitiges Abmähen ein-
dämmen, noch bevor die Pflanze Blüten
treibt und schließlich ihre Samen in die
Luft schleudert (Springkraut!). Eine An-
frage von BÜRGERNÄHE im Umweltaus-
schuss zu diesem Thema hat ergeben,
dass das Problem zwar bekannt ist, aber
aus Kosten- und Kapazitätsgründen not-
wendige Gegenmaßnahmen nicht im er-
forderlichen Umfang durchgeführt wer-
den könnten.

Genau wie die immer wieder verschobe-
nen Entschlammungen der Stauteiche 2
und 3 im Bielefelder Osten müssen not-

wendige Arbeiten zur Um-
weltpflege immer weiter
verschoben werden, bis
schließlich doch wieder
aufwändige und teure In-
standsetzungsarbeiten er-
forderlich werden! 

BÜRGERNÄHE fordert da-
her, in Bielefeld weniger " in
Beton und Asphalt"  zu in-
vestieren, und stattdessen
mehr Mittel für den Erhalt
von Grünanlagen, dem Ge-
wässerschutz und somit
der ökologischen Vielfalt,
der Umweltqualität und des
Stadtklimas einzusetzen!

Es ist eine immer wieder verdrängte
Tatsache, dass auch in Deutschland die
Atomkraftwerke nicht sicher sind und
die Technik nicht beherrschbar ist.

Darüber hinaus ist Deutschland für einen

Atomunfall wie in Fukushima nicht ge-

wappnet. Eine Studie des Bundesamtes für

Strahlenschutz belegt, dass die mit radio-

aktiven Stoffen verseuchten Flächen weit-

aus größer wären als bislang angenom-

men. 

Ganze Städte müssten evakuiert wer-
den, bei einem Unfall im AKW-Grohn-

de auch Bielefeld! 

Das Bundesministerium für Strahlen-

schutz hat festgestellt, dass die Katastro-

phenpläne dringend überarbeitungsbedürf-

tig sind.

Nach den Erfahrungen von Fukushima,
müssen bei einem schweren Reaktorun-
fall im AKW-Grohnde, an dem die
Stadt Bielefeld Miteigentümerin ist,
Evakuierungen in einem Umkreis von
bis zu 170 km vorgenommen werden!

Die bisherigen Katastrophenpläne sind da-

für nicht ausgelegt. 

Bielefeld ist nur 60 km von Grohnde

entfernt! 

Betroffen von einem Unfall im AKW

Grohnde wären deshalb ganz Lippe, Osna-

brück, Hannover und Bielefeld. Für unsere

Stadt ist das ein großes Problem, denn es

gibt keinen Katastrophenplan für einen

atomaren Unfall im AKW-Grohnde. 

Wir fragen uns, wie

(un-)wichtig der Bie-

lefelder Politik und

dem zuständigen De-

zernat die Sicherheit

und Gesundheit der

Bielefelder Bürgerin-

nen und Bürger war

und ist? BÜRGER-

NÄHE forderte be-

reits 2009 die Been-

digung der Beteili-

gung am Kernkraft-

werk Grohnde, was

seitens des Bielefel-

der Stadtrates jedoch

nicht unterstützt wur-

de. Die berechtigten

Sorgen und Ängste

der Bielefelder Bürgerinnen und Bürger

wurden von der Bielefelder Ampelkoali-

tion aus SPD, CDU und FDP nicht be-

rücksichtigt!

Auch in Deutschland gibt es alte und

störanfällige Atomkraftwerke. Der Ein-

satz von so genannten MOX–Brennele-

menten mit einem zehnmal höheren Plu-

toniumanteil, so wie er in Grohnde ge-

plant ist, vergrößert die Risiken bei einer

jederzeit möglichen Freisetzung von Ra-

dioaktivität zusätzlich. 

Unsere Atomkraftwerke sind weder
gegen Flugzeugabstürze, Terroran-
schläge, schwere Brände noch gegen
Stromausfälle so ausreichend gesi-
chert, dass eine Aufrechterhaltung des
wichtigen Kühlkreislaufes in jedem
Fall gewährleistet ist! Fällt dieser aus,
droht eine Kernschmelze!

Die Mitverantwortung der Stadt Biele-

feld als Miteigentümer des

Kernkraftwerkes Grohnde ist somit er-

heblich. BÜRGERNÄHE fordert deshalb

zumindest die dringende Überarbeitung

des Katastrophenschutzplanes für unsere

Stadt nach den Erkenntnissen des Bun-

desministeriums für Strahlenschutz. 

Es ist deutlich, dass jede unnötige
Laufzeitverlängerung von Atomkraft-
werken nicht nur die notwendige Mo-
dernisierung unserer Energieversor-
gung blockiert, sondern alltäglich un-
ser Leben bedroht und die Zukunft
unserer Kinder in unnötiger und des-
halb unverantwortlicher Weise belas-
tet! 

Die Ratsgruppe BÜRGERNÄ-
HE setzt sich dafür ein, die
neuen Vorgaben des „Aktions-
planes der Landesregierung zur
Förderung der Nahmobilität“
bei den aktuellen Straßenpla-
nungen in Bielefeld zu berück-
sichtigen.

Dieser Aktionsplan stellt fest,
dass Straßen nicht länger vor-
rangig für den KFZ-Verkehr
ausgelegt werden sollen!

"Die neue Straßenplanung

beginnt am Stra-

ßenrand und klärt

zuerst die Flä-

chenansprüche

des Fuß- und

Radverkehrs." 

Denn für die zu-
nehmende Nahmo-
bilität muss mehr
Raum gewonnen
werden.

Immer noch wer-
den in Bielefeld vorrangig die

Ziele des motori-
sierten Verkehrs
zur Hauptsache
gemacht. 

Gerade in der
aktuell beschlos-
senen Verkehrs-
untersuchung,
u.a. im Hinblick
auf die neue
Stadtbahnlinie 5
vom Jahnplatz

Nahmobilität fördern!

Katastrophenpläne für einen
Unfall in Grohnde fehlen!

über den Kesselbrink nach
Heepen, steht eine neue Ver-
kehrsflächenaufteilung zu-
gunsten von Fußgängern und
Radfahrern  (noch) nicht im
Vordergrund!

BÜRGERNÄHE fordert ver-
trägliche Verkehrskonzepte,
welche die Nahmobilität im
urbanen Raum der Bielefel-
der Innenstadt besonders
fördern und damit die
Wohn- und Lebensqualität
in unserer Stadt verbessern!


